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Ein Anwalt betritt in den allermeisten Fällen zunäc hst Neuland, wenn ihm 
Sachverhalte geschildert werden, die den Gegenstand  dieses Internet 
Auftrittes bilden. 
 
Zunächst ging es für mich darum, mich in die vielsc hichtige Situation eines 
Landwirtschaftsbetriebes hineinzudenken. Fragen der  Tierhaltung, 
Stallhygiene und Fütterungsmanagement müssen auch d em Laien zunächst 
klar sein. 
 
Erst dann wird es möglich, das von den Betroffenen geschilderte 
Behördenhandeln rechtlich richtig einzuordnen. 
 
Dabei ist zunächst gegenüberzustellen, welche Pflic hten der /die 
jeweilige Amtsträger/in in einer konkreten Situatio n hatte, seien er 
oder sie  nun Amtstierarzt / Amtstierärztin, in ein em Landwirtschaftsamt 
oder gar einer obersten Landesbehörde tätig und wie  diese Pflichten 
erfüllt bzw. verletzt wurden. 
Maßstab müssen dabei die Vorschriften des Tierseuch engesetzes und der 
dazu erlassenen Durchführungsverordnungen sein. 
Zum Begriff einer Tierseuche bestimmt § 1 TierSG : 
 
" Im Sinne dieses Gesetzes sind Tierseuchen: Krankhei ten oder Infektionen 
mit 
Krankheitserregern, die bei Tieren auftreten und au f 
a) Tiere oder 
b) Menschen (Zoonosen) 
übertragen werden können. 
 
Die dann folgenden Bestimmungen dieses Gesetzes ent halten genaue 
Handlungsanweisungen für Tierhalter und Behörden. D abei kommt es auch 
nicht entscheidend darauf an, ob Botulismus / Clost ridiosen 
anzeigepflichtig im Sinne der dafür geltenden Durch führungsverordnung 
zum TierSG sind. Maßgeblich ist lediglich die Frage , ob das vorgefundene 
Krankheitsbild der gesetzlichen Begriffsbestimmung einer Tierseuche 
entspricht oder nicht. 
 
Wenn die soeben genannten Handlungsanweisungen des Gesetzgebers an 
staatliche Stellen von den jeweiligen Amtsträgern u nterlassen werden, 
stellt sich nunmehr die Frage einer _Amtspflichtver letzung_. Diese ist 
in alten und teilweise neuen Bundesländern untersch iedlich geregelt, je 
nachdem, ob das Staatshaftungsgesetz der DDR fort g ilt oder §839 BGB zur 
Anwendung kommt. 
 
Neben der Amtspflichtverletzung durch  Behördenpers onal ist sodann der 
Eintritt eines Schadens zu prüfen. Dies ist nun in allen mir bisher 
bekannt gewordenen Fällen unschwer darstellbar. Ob es sich um 
wirtschaftliche Schäden in Gestalt von Tierverluste n oder 
Gesundheitsschäden bei Landwirten und ihren Familie nangehörigen handelt, 
mag im Einzelfall unterschiedlich sein, dass  ein S chaden zu beklagen 



ist, steht von Anfang an fest. 
Komplizierter hingegen mag es im Einzelfall sein, d ie Kausalität 
nachzuweisen. Darunter versteht der Jurist die Tats ache, wonach die 
Verletzung der Amtspflicht zweifelsfrei ursächlich für den 
Schadenseintritt sein muss. 
 
Lassen sich diese Kriterien -juristisch als "Tatbes tandsmerkmale" 
bezeichnet- eindeutig belegen, so ist der Weg frei für die 
Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen. 
Gegen wen diese zu richten sind, wie sie beweisbar sind und ob 
außergerichtliche 
Verhandlungen zum  Ziel führen oder das Gerichtange rufen werden muss, 
all das mag im Einzelfall unterschiedlich zu beantw orten sein. 
 
Resignation oder Flüche im stillen Kämmerlein helfe n nicht weiter - der 
von den Vereinsmitgliedern eingeschlagene Weg kann und muss auch die 
rechtlich vorhandenen Möglichkeiten ausschöpfen. 

 
 

 

 

 

 

 


